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Als die Bologna-Erklärung 1999 verab-
schiedet wurde, war Luxemburg, ohne 
selbst eine Universität zu haben, einer 
der Unterzeichnerstaaten. Der daraus 
entstandene Eindruck einer Anomalie 
war Resultat einer Entwicklung, deren 
Wurzeln in die jüngere Geschichte des 
Landes zurückreichen. In den Jahrzehn-
ten vor der Bologna-Erklärung hatte das Land sich in ein internationales 
Finanzzentrum sowie in eine politische Schaltstelle und das juristische 
Zentrum der Europäischen Union (EU) entwickelt. Vor diesem Hinter-
grund warf die fortdauernde Abwesenheit einer Universität zunehmend 
Fragen auf. Dies blieb in dem Großherzogtum selbst nicht unbemerkt und 
so bemerkte bereits 1991 der Luxemburger Autor Roger Manderscheid in 
einer Rede: 
„Warum gibt es immer noch keine Universität in Luxemburg? Um uns herum 
sind entlang unserer Grenzen eine ganze Reihe Universitäten aus dem Boden 
geschossen, warum nicht hier? Wollen wir immer noch keine geistige Unruhe 
bei uns im Land? Es scheint so. Die finanzielle Unruhe stört uns ja weiter 
nicht. Dabei wären wir ein Ort wie aus dem Bilderbuch um europäische Spra-
chen zu lernen und zu studieren. Wir bekommen ja ein Museum für Gegen-
wartskunst hierher. Eine gute Sache. Warum keine Universität? Wir könnten 
die besten internationalen Professoren hier nach Luxemburg ziehen und Lu-
xemburg so zu einem geistigen Zentrum machen, als Gegengewicht zu dem 
bombastischen Bankenzentrum.“2  
Lange Zeit wurde die geringe Größe des Landes als Erklärung für die Ab-
wesenheit einer Universität herangezogen. Aber diesem Argument man-
gelte es – auch weil andere kleinere Staaten durchaus Universitäten besa-
ßen (z.B. Island und Malta) und noch besitzen – an Überzeugungskraft. 
                                                          
1 Der Artikel entstand im Rahmen des von der Universität Luxemburg geförderten For-
schungsprojekts „Globalisation and Higher Education Policy: International Governance, 
Domestic Reform and the Challenges of the Public University“, vgl. http://www.uni.lu/rech 
erche/flshase/institut_de_science_politique/global_uni (Stand Juli 2015). 
2 zitiert in: forum (1992: 37); eigene Übersetzung aus dem luxemburgischen Original 
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Wesentlich relevanter hingegen war die Existenz einer Luxemburger Be-
sonderheit: Aufgrund der Abwesenheit einer Universität studierten die 
Luxemburger traditionell im Ausland, was als Bereicherung für die Bil-
dung einer nationalen Elite angesehen wurde. Von diesem Standpunkt 
aus betrachtet war eine Universität im Land nicht nur ein teures Unter-
nehmen, sondern erschien kontraproduktiv für die Reproduktion einer gut 
ausgebildeten Elite und damit nicht notwendig, um das Wohlergehen des 
Staates sicherzustellen. 
In einer solchen Wahrnehmung hatten das internationale Umfeld und 
die weitergehende Bedeutung einer Universität wenig Platz. Mit dem 
Wandel zur Wissensgesellschaft sowie der damit verbundenen, von der 
OECD und anderen internationalen Organisation protegierten Hinwen-
dung zur Wissensökonomie änderte sich dies. Universitäten erschienen in 
einem anderen Licht, da sie nun mit wirtschaftlichem Fortschritt assozi-
iert wurden. Keine Universität zu haben war daher potentiell ein ökono-
mischer Nachteil und damit von besonderer Relevanz für ein Land wie 
Luxemburg mit seiner begrenzten wirtschaftlichen Diversität. Nachdem 
die Bologna-Erklärung und die Lissabon Strategie (2000) der EU die in-
ternationale Dimension weiter verfestigten, erschien daher die im Jahr 
2003 vollzogenen Gründung der Universität Luxemburg eine logische 
Konsequenz eines sich wandelnden europäischen und internationalen 
Umfeldes. 
Und doch ergibt sich bei näherer Betrachtung ein differenziertes Bild, 
welches zwar den Einfluss der externen Dimension bestätigt, aber die da-
raus scheinbar resultierende Zwangsläufigkeit der Entwicklung in Frage 
stellt. Eine solche Einschätzung lässt sich aus der Diskussion in Luxem-
burg im Vorfeld der Gründung der Universität selbst ablesen.  
Es war eine sehr überschaubare, nur wenige Akteure involvierende 
und auf die eigenen Zustände fokussierte Diskussion, die letztlich wenig 
Bewegung in Richtung der Etablierung einer Universität erkennen ließ. In 
diesem Sinne setzten die Internationalisierung und die Europäisierung im 
Hochschulbereich nicht ein generelles Umdenken in Luxemburg in Gang, 
sondern repräsentierten vielmehr Arenen außerhalb der nationalen Hoch-
schulpolitik,3 die den nationalen Akteuren Instrumente zur Durchsetzung 
ihrer Ziele anboten (Harmsen 2013). Im Fall von Luxemburg wurden die-
se Arenen und die dargebotenen Instrumente von einem kleinen Kreis 
                                                          
3 Vor Gründung der Universität wurde der Hochschulpolitik keinen grossen Stellenwert ein-
geräumt. Sie bezog sich primär auf das generelle System des Auslandsstudiums und die 
existierenden postsekundären Ausbildungseinrichtungen (für nähere Informationen siehe 
Punkt 2 der Gliederung). 
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von Akteuren (hauptsächlich im Hochschulministerium) genutzt, um den 
Widerstand im Land gegen eine Hochschule zu überwinden. Die Dyna-
mik der Arenen und die spezifischen Bedingungen in Luxemburg öffne-
ten dabei ein Zeitfenster, in dem die Gründung einer Universität Luxem-
burg möglich wurde.  
Die folgende Argumentation zur Untermauerung dieser These basiert 
primär auf Interviews mit neun Schlüsselakteuren aus dem akademischen 
und politischen Bereich sowie auf der Analyse von Beiträgen in der Zeit-
schrift ‚forum‘, dem wichtigsten Organ für intellektuelle gesellschaftliche 
Diskussionen im Luxemburg.  
Die Darstellung beginnt mit einer kurzen Zusammenfassung der inter-
nationalen und europäischen Entwicklungen in der Hochschulpolitik (1.). 
Es folgt eine Beschreibung der Entwicklungen im Hochschul- und For-
schungsbereich in Luxemburg (2.). Analysiert wird dann die Kontroverse 
im Vorfeld der Gründung der Universität (3.). Im Anschluss werden die 
Bedeutung der internationalen Arenen hervorgehoben und die Bedingun-





Die quantitative Expansion im Hochschulbereich transformierte ein Eli-
tenthema zu einem Massenphänomen mit gesteigerter politischer Rele-
vanz, deren Bedeutung und Auswirkungen vor nationalen Grenzen nicht 
Halt machte. Der 1999 gestartete Bologna-Prozess markierte dabei nicht 
den Anfang der Entwicklung, sondern ist nur eine ihrer sichtbarsten Aus-
drucksformen, selbst wenn dies anfänglich noch nicht so zu erkennen 
war. Dies änderte sich in den folgenden Jahren, u.a. weil die Europäische 
Kommission 2000 ihre Lissabon-Strategie startete, um die EU an die 
Spitze der wettbewerbsorientierten und wissensbasierten Wirtschaftsräu-
me zu bringen.  
Die Strategie ging dabei weit über Hochschulthemen hinaus, die Pa-
rallelen zu Bologna wurden aber in den folgenden Jahren offensichtlich, 
insbesondere wegen der Doppelrolle der Europäischen Kommission in 
beiden Initiativen (siehe z.B. Capano/Piattoni 2011; Keeling 2006). Die 
Hochschulrelevanz der Lissabon-Strategie bezog sich allerdings mehr auf 
den Forschungsbereich. Im hiesigen Zusammenhang ist dabei von beson-
derer Bedeutung, dass als Teil der Strategie drei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) für Forschung und Innovation aufgewendet werden 
sollten (wobei zwei Prozentpunkte durch den Privatbereich und ein Pro-
zentpunkt durch die öffentliche Hand erbracht werden sollten).  
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Bologna und Lissabon sind als Europäisierungsprozesse eingebettet in 
die Idee der Internationalisierung im Hochschulbereich. Die damit ver-
bundene Wissensökonomie impliziert eine Marktorientierung im Hoch-
schulbereich und ein Mehr an Wettbewerb bis hin zu den Vorstellungen 
einer neoliberalen Ideologie. In diesem Sinne wurden Bologna und Lissa-
bon mit einer neoliberal-wissensökonomischen Orientierung assoziiert. 
Im Fall des Bologna-Prozesses ist dies weniger offensichtlich als bei der 
Lissabon-Strategie (Braband i.Ersch.). Lissabon war allerdings letztlich 
nicht erfolgreich und stellte sich nicht nur in seinen hochschulbezogenen 
Themen als zu extrem und einseitig dar. Trotz dieser Entwicklung hat die 
Lissabon-Strategie insbesondere in Luxemburg ihre Spuren hinterlassen, 
wie sich in der weiteren Argumentation noch zeigen wird. Zuvor ist es 
zum besseren Verständnis notwendig, noch einen Blick auf die allgemei-





Schon im 19. und am Anfang des 20. Jahrhunderts gab es Bemühungen in 
Luxemburg, eine Universität zu etablieren (Zotz 2002: 3). In beiden Fäl-
len scheiterte das Anliegen an Widerständen im Land. Damit verfestigte 
sich langfristig eine ablehnende Haltung, die sich primär auf das Argu-
ment stützte, dass eine Universität zu teuer sei für das kleine, landwirt-
schaftlich geprägte Land. Die Folge dieser in den Anfangsjahren des 
1839 unabhängig gewordenen Landes durchaus plausiblen Argumentati-
on war notwendigerweise eine Fokussierung der nationalen Eliten auf ein 
Auslandsstudium. Diese entwickelte eine Eigendynamik, welche die ab-
lehnende Haltung gegenüber einer Universität im Land bis weit in die 
Zeiten des zunehmenden staatlichen Reichtums hinein verlängerte.  
Das System hinter dem Auslandsstudium hatte eine gewisse Komple-
xität. Für viele Studierende begann das Studium zuerst in Luxemburg (ab 
1974 am designierten ‚Centre Universitaire‘) und dauert dort zuerst ein, 
später zwei Jahre. Erst dann erfolgte der Wechsel ins Ausland, wobei sich 
die Anerkennung der bisher erbrachten Studienleistungen mal mehr oder 
– im Falle von existierenden Kooperationsvereinbarungen mit den Insti-
tutionen im Ausland – mal weniger schwierig gestaltete. Dieses System 
trug dazu bei, dass die Bindung der Studierenden an ihr Heimatland er-
halten blieb, unterstützt durch eine oft vorhandene geographische Nähe 
der Gastuniversitäten in den Grenzregionen der Nachbarländer.  
Noch wichtiger in diesem Zusammenhang sind aber die luxemburgi-
schen Studierendenverbindungen an den verschiedenen Universitäten, die 
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traditionell vom Heimatstaat gefördert werden. Sie dienten und dienen 
nicht nur der Netzwerkbildung unter den Studierenden, sondern auch als 
Verknüpfungspunkt mit der nationalen Elite in Luxemburg, die den Ab-
solventen den Zugang zu Führungspositionen nach deren Rückkehr ins 
Heimatland erleichterten. Das Auslandsstudium erlangte dadurch den 
Status einer Art von Zugangsvoraussetzung zur nationalen Elite. 
Daraus resultierte ein Kreislauf der Elitereproduktion, der auf eng de-
finierten Kriterien (Zugang zum Auslandsstudium, Religion, politische 
Position) beruhte und ein ausgeprägtes Element der Exklusion beinhalte-
te. In solcher Form prägte die Tradition des Auslandsstudiums erheblich 
die Elitenbildung in Luxemburg mit, gerade weil sie große Gruppen au-
ßerhalb des traditionellen, eher konservativ geprägten Milieus ausschloss 
und zugleich nur wenige alternative Zugangsmöglichkeiten zu diesem 
Kreis bestanden (Rohstock/Schreiber 2012, 2013).  
Insgesamt entsteht so der Eindruck, dass die (historische) Wahrneh-
mung des Universitätsstudiums als Privileg der Eliten in Luxemburg län-
ger überlebte als dies in den umliegenden Ländern der Fall war. Entspre-
chend kann es kaum überraschen, dass in dem Land eine verzögerte An-
passung an internationale Entwicklungen im Hochschulbereich stattfand. 
Überraschend ist jedoch, dass dies auch die Forschung betraf.  
1963 kam ein OECD Bericht zu der Einsicht, dass Luxemburg nur ein 
rudimentäres wissenschaftliches Umfeld besitze (Meyer 2009: 456), und 
selbst 1980 noch war es der Regierung nicht möglich, den für die wissen-
schaftliche Forschung aufgewendeten Anteil des BIP zu identifizieren 
(Meyer 2008: 363). Beeinflusst durch das erste Forschungsrahmenpro-
gramm der EU (1984–1987) begann sich die Situation in Luxemburg zu 
ändern. Als Folge wurde 1987 ein Rahmengesetz für die Forschung ver-
abschiedet, welches eine, wenn auch wenig sichtbare, Initialzündung für 
die Diskussionen zur Gründung einer Universität darstellte.4  
Einen neuen Schub erlebte diese Diskussion im Zuge des Vertrags 
vom Maastricht von 1992 (durch die Anerkennung einer Kooperations-
rolle der EU in Fragen der Bildung) und mit der Etablierung des europäi-
schen Binnenmarktes zum 1. Januar 1993. In diesem Umfeld kam es zu 
einer kurzfristigen Belebung der Frage einer Universität in Luxemburg, 
ohne dass dies sich aber in einem Politikwandel äußerte. Daran änderte 
auch das sich 1996 anschließende erste Hochschulbildungsrahmengesetz 
wenig, da es sich primär auf die existierenden post-sekundären Institute 
(wie z.B. das ‚Centre Universitaire‘) bezog.  
                                                          
4 Interviews: 16.6.2014, 2.6.2014 
die hochschule 1/2015 149
Der Status quo eines Staates ohne Universität blieb daher unberührt 
und wurde im folgenden Jahr auf sehr direkte Art und Weise von Premi-
erminister Jean-Claude Juncker bestätigt, der seine Ablehnung einer sol-
chen Institution folgendermaßen formulierte:  
„Weil ich mit einem unbegrenzten Fanatismus gegen eine luxemburgische 
Universität bin, weil ich Angst habe vor der Betriebsblindheit junger Luxem-
burger, die nicht mindestens vier Jahre im Ausland studiert haben. Ich fürchte 
den akademischen Inzest.“ (Juncker 1997: 13)  
Die Worte schienen ihre Wirkung nicht zu verfehlen, denn es gab in den 
nächsten Jahren wenig Bewegung in der Diskussion. Daran schienen die 
Nationalwahlen von 1999 zunächst nichts zu ändern. Die Christsozialen 
(CSV) von Juncker blieben die stärkste Kraft im Lande und mussten sich 
nur mit einem neuen Koalitionspartner arrangieren.5 Eine Universität 
spielte weder im Wahlkampf noch in den Koalitionsverhandlungen eine 
Rolle.6 Dennoch markierte die Wahl einen Wendepunkt. Die frühere Er-
ziehungsministerin Erna Hennicot-Schoepges (CSV) übernahm ein neu 
geschaffenes Ministerium für Kultur, Hochschulbildung und Forschung.  
Da Luxemburg über keine Universität verfügte, verursachte der Name 
zwar Heiterkeit unter einigen Kommentatoren (forum 1999: 5), ließ aber 
angesichts der Unterzeichnung der Bologna-Erklärung durch Hennicot-
Schoepges zwei Monate vor Bildung der neuen Regierung bereits eine 
neue Prioritätensetzung erahnen. Als dann noch einige Monate später die 
Lissabon-Strategie mit ihrer Forderung nach mehr öffentlicher For-
schungsförderung lanciert wurde, nahm die Entwicklung an Fahrt auf. 
Im Mai 2000 legte das Ministerium ein Weißbuch zur Hochschulbil-
dung vor (Ministère de la Culture, de l’Enseignment Supérieur et de la 
Recherche 2000), und weniger als zwei Jahre später (März 2002) präsen-
tierte das Hochschulbildungsministerium seine Pläne für eine Universität 
in einer Veranstaltung mit Interessensvertretern und der Presse. Dieses 
Seminar markierte jedoch nicht den Beginn einer gesellschaftlichen De-
batte über eine Universität, stattdessen wurde das Projekt ohne die ent-
sprechende Beteiligung der Zivilgesellschaft vorangetrieben.  
Das Gesetz zur Gründung der Universität Luxemburg wurde im Au-
gust 2003 verabschiedet und trat zwei Monate später in Kraft. Innerhalb 
von etwas mehr als vier Jahren wurde aus einem wenig wahrgenomme-
nen Thema eine rechtlich verankerte Realität. Vor dem Hintergrund der 
traditionellen Opposition gegen eine Universität offenbarte ein solcher-
                                                          
5 Koalitionspartner war nicht länger die Arbeiterpartei (LSAP), sondern die Liberalen (DP). 
6 Interviews: 26.5.2014, 16.6.2014 
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maßen beschleunigter Prozess ein Konfliktpotential, welches durch die 





Das Thema einer Universität in Luxemburg wurde zwar schon in den Jah-
ren vor der Ankündigung des Ministeriums kontrovers diskutiert, aber es 
blieben Diskussionen im kleinen Kreis. Die große Mehrheit der Bevölke-
rung berührte es wenig, und so entstand keine sichtbare gesellschaftliche 
Auseinandersetzung um dieses Thema. Ohne eine wie auch immer gear-
tete Erschütterung des existierenden Systems bestand in dem Land kein 
Bedürfnis, etwas an der Situation zu ändern. 
So erinnerten die Befürworter einer Universität fast an Einzelkämpfer, 
obwohl die traditionellen Argumente gegen eine Universitätsgründung in 
der Zwischenzeit erheblich an Gewicht verloren hatten. Beispielsweise 
erlaubte der Verweis auf die hohen Kosten einer Universität angesichts 
der Entwicklung Luxemburgs zu einem internationalen Finanzzentrum in 
den Augen eines Beobachters nur eine Bewertung: „Schwachsinn“ (We-
henkel 1992: 25).  
Dies wurde wohl in den politischen Kreisen ähnlich gesehen, führte 
aber nicht zu einer grundsätzlichen Richtungsänderung. Stattdessen wur-
den einige graduelle Anpassungen vorgenommen, etwa die schon er-
wähnte Ausweitung des Studiums in Luxemburg von einem Jahr auf zwei 
Jahre vor Antritt des Auslandsstudiums (Fischbach 1992). 
Solch gegensätzliche Reaktionen basieren letztendlich auf den unter-
schiedlichen Wahrnehmungen der bestehenden Situation. Die einen sahen 
die Vorteile einer Universität (Forschung als neues Standbein für Luxem-
burg, Arbeitsplätze, Erhöhung der Attraktivität Luxemburgs als Wirt-
schaftsstandort etc.), während die anderen die Vorteile des Auslandsstu-
diums betonten und zugleich fürchteten, dass eine Universität im Land 
dieses System zunichtemachen würde.  
Da aber in der Verfassung das Recht auf ein Studium an einem frei 
wählbaren Ort verankert ist (Artikel 23) und damit durch die Existenz ei-
ner Universität in Luxemburg die Möglichkeiten zur Aufnahme eines 
Auslandsstudiums keineswegs einschränkt würde, ist zu vermuten, dass 
es den Gegnern einer Universität nicht nur um das Auslandsstudium an 
sich ging, sondern ebenso andere Aspekte eine Rolle spielten. Dazu ge-
hörten z.B. Bedenken gegenüber dem ‚Centre Universitaire‘, das wegen 
interner Leitungsprobleme und dem Qualifikationsstatus seines Lehrper-
sonals als Keimzelle für eine zukünftige Universität umstritten war, und 
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Bedenken in Bezug auf das „Luxemburger Modell“, wo jeder jeden kennt 
und man sich gegenseitig mit Jobs versorgt (Junckers Rede vom „akade-
mischen Inzest“ ging in diese Richtung).  
Da diese Bedenken allerdings auch von Befürwortern einer Universi-
tät geteilt wurden (so etwa Theis 1992) und damit im Prinzip eine ge-
meinsame Basis bestand, um solchen Entwicklungen entgegenzuwirken, 
reichen solche Argumente nicht aus, um damit die Ablehnung einer Uni-
versitätsgründung zu erklären. Es lassen sich daher bei den Gegnern einer 
Luxemburger Universität Motive vermuten, die weniger deutlich artiku-
liert werden. So wurde die Gründung einer Universität im Land als Be-
drohung der existierenden Netzwerke aus Studierenden im Ausland und 
der gesellschaftlichen und politischen Elite in Luxemburg angesehen. Die 
Schaffung eines weiteren Akteurs würde das bestehende System der Eli-
tenreproduktion verändern, ohne dass die Konsequenzen daraus absehbar 
wären. Befürchtet wurde zudem, dass eine Universität sich als eine neue 
Instanz für die kritische Reflexion zu Fragen der Luxemburger Gesell-
schaft und Identität etablieren würde.7 
Beide Aspekte – eine neue Ebene der Elitenreproduktion und eine 
neue Instanz für einen kritischen gesellschaftlichen Diskurs – hatten das 
Potential, die traditionelle Elitenbildung im Land zu unterwandern und 
dabei die Rolle und den Status der existierenden Eliten in Frage zu stel-
len. 
Aus dieser Analyse ergibt sich schon, dass eine Einteilung der Gegner 
und Befürworter einer Universität entlang einer Konfliktlinie Ausbil-
dungsorientierung (Studium im Ausland) versus Forschungsorientierung 
(wirtschaftlicher Faktor) nur ein unzureichendes Bild ergibt. Die Situati-
on war wesentlich komplexer und hat mehrere, durch unterschiedliche In-
teressen gekennzeichnete Spannungsfelder produziert, die eine Charakte-
risierung der Gruppen erschwert.  
So mögen etwa die einen in dem Wunsch, eine Universität zu etablie-
ren, vereint gewesen sein, aber sie hatten, obwohl absolut betrachtet nur 
eine kleine Gruppe, sehr unterschiedliche Vorstellungen darüber, wie 
solch eine Universität aussehen sollte. Sie bildeten, wie auch die ‚Gegen-
seite‘, keine homogene Gruppe. Das Ganze war mehr „diffus“ und keine 
„Schwarz und Weiß“-Angelegenheit.8 Dazu kamen noch die herrschende 
Indifferenz in großen Teilen der Bevölkerung und das auch daraus resul-
tierende mangelnde Interesse der Politik an dem Thema. Unter solchen 
                                                          
7 Das wurde in mehreren Interviews hervorgehoben, siehe dazu auch: Kmec (2013) und 
Hirsch (2013). 
8 Interview: 12.6.2014 
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Umständen – so ein akademischer Beobachter ‒ komme es letztendlich 





Es ist kein Zufall, dass die internationale Dimension bei der bisherigen 
Analyse keine Erwähnung fand – sie hatte einfach keinen sichtbaren Ein-
fluss auf den Diskurs. Bologna und Lissabon blieben – selbst nach der 
Ankündigung der Universitätsgründung – in den Diskussionen außen vor. 
Für Außenstehende war es eine primär nationale Debatte innerhalb eines 
Zirkels von ‚Insidern‘, die von nationalen Themen und Befindlichkeiten 
dominiert wurde. Selbst rückblickend und mit dem Wissen um den Ein-
fluss z.B. des Bologna Prozesses zeichnen die Interviewpartner ein eher 
diffuses Bild in Bezug auf die Bedeutung der Internationalisierung bei 
der Gründung der Universität. Bologna und Lissabon werden von den 
meisten nicht als treibende Kraft in der Entwicklung angesehen.  
Auf der anderen Seite werden eher unspezifische Auswirkungen der 
Internationalisierung wie ‚Wissensökonomie‘ und ‚Wissensgesellschaft‘ 
als mehr oder weniger relevante Dimensionen verstanden. Eine Analyse 
des öffentlichen Diskurses in dem betreffenden Zeitraum anhand ausge-
wählter Artikel zeigt eine noch größere Abwesenheit der internationalen 
‚Einflussgröße‘. Das unterstreicht die Dominanz der nationalen Dimensi-
on im Vorfeld der Universitätsgründung. Es ist hier allerdings notwendig, 
eine qualifizierende Anmerkung einzufügen. 
So ist anzunehmen, dass ein Land, welches eine – geographisch und 
politisch – so zentrale Position innerhalb der EU einnimmt und in wel-
chem die Internationalisierung solch eine Bedeutung hat (Stahlindustrie, 
Bankensektor) kaum eines expliziten Diskurses über den Einfluss der In-
ternationalisierung auf die Hochschulen bedarf. Die Tradition des Aus-
landsstudiums ist ein Teil davon und trägt zu der „hyper-diversen“ Ge-
sellschaft (Powell 2014: 125), basierend auf Migration und Mobilität, bei, 
in der die Internationalisierung von Beginn an ein prägendes Element 
darstellte. Der internationale Faktor ist daher zumindest unter den natio-
nalen Experten gegenwärtig, ohne explizit genannt zu werden. In diese 
Richtung deuten auch die Interviews mit zwei Akteuren in leitenden Posi-
tionen, die zwar den Einfluss der Internationalisierung bei der Gründung 
der Universität anerkennen, ihn aber nicht näher definieren (können).10 
                                                          
9 Interview: 9.4.2014 
10 Interviews: 5.6.2014, 2.6.2014 
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Ein ganz anderes Bild ergibt sich bei Betrachtung des luxemburgi-
schen Hochschulministeriums. Der in Bezug auf den Bologna-Prozess 
leitende politische Beamte identifizierte sowohl Bologna als auch Lissa-
bon als treibende Kräfte im Gründungsprozess der Universität (Doerner 
2013). Die zuständige Ministerin zu diesem Zeitpunkt, Erna Hennicot-
Schoepges, bestätigt dies in einem Gespräch. Sie hebt hervor, dass insbe-
sondere die Lissabon-Strategie und die damit verbundene Maßgabe der 
Investition von einem Prozent des Bruttoinlandprodukts in die öffentliche 
Forschung ihr ein machtvolles Instrument in die Hände gegeben habe 
(weil Luxemburg weit von der Investitionsanforderung entfernt war und 
immer noch ist).11  
Legitimiert werden konnte so die Investition in eine Universität, und 
zugleich ließ sich damit die Opposition des damaligen Premierministers 
Jean-Claude Juncker überwinden. Letztlich impliziert dies, dass Juncker 
seine Meinung aufgrund der Lissabon-Strategie änderte.12 
Für Hennicot-Schoepges öffnete Lissabon ein Zeitfenster für die Eta-
blierung einer Universität, und in ihren Augen bestand die Gefahr, dass 
die 2004 anstehenden nationalen Wahlen dieses Fenster wieder schließen 
würden.13 Vor diesem Hintergrund entwickelte sich ein Top-Down-Pro-
zess ohne Transparenz und öffentliche Beteiligung. Entsprechend fielen 
die Reaktionen darauf aus und reichten von einem eher milden Hinweis 
auf das „Wahnsinnstempo“ der Entwicklung14 bis hin zur Feststellung, 
dass das Ministerium öffentliche Debatten meide „wie der Teufel das 
Weihwasser“ (Pauly 2004: 6). 
Das Tempo und die Vorgehensweise diente noch einem weiteren 
Zweck: das Ziel der Etablierung einer Forschungsuniversität mit gerin-
gem Lehrumfang sollte nicht durch öffentliche Diskussionen und durch 
die daraus resultierenden Kompromissforderungen gefährdet werden. Die 
Fokussierung auf eine Forschungsuniversität erfolgte wiederum aus drei 
Gründen:  
1. es sollte die Anforderungen an die Forschungsförderungen der Lissa-
bon-Strategie widerspiegeln, 
2. die wirtschaftliche Bedeutung der Universität als Beitrag zur Diversi-
fizierung der wirtschaftlichen Basis des Landes sollte so erhöht wer-
den, 
                                                          
11 Interview: 16.6.2014 
12 Interview: 12.3.2014 
13 Interview: 16.6.2014 
14 Interview: 2.6.2014 
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3. es wurde damit versucht, die Gegner der Universität zu beruhigen, die 
die Tradition des Auslandsstudiums in Gefahr sahen. 
Während des Gründungsprozesses musste jedoch – trotz der weitgehen-
den Abwesenheit öffentlicher Diskussionen – bestimmten Rahmenbedin-
gungen und Interessen Rechnung getragen werden, die eine Anpassung 
der ursprünglichen Planungen notwendig machten.15 So wurden existie-
rende Hochschulinstitute ‒ und damit eine stärkere Fokussierung auf die 
Lehre ‒ in die neue Universität integriert. Die Konsequenz war, dass zwar 
die Internationalisierung eine Universitätsgründung ermöglichte, deren 
institutionelles Erscheinungsbild aber letztendlich durch nationale Bedin-
gungen und Zwänge geprägt wurde. 
Am Ende erreichte Hennicot-Schoepges ihr Ziel, eine Universität vor 
der nächsten Wahl zu etablieren. Diese Wahl beendete zugleich ihre Kar-
riere als Ministerin, was nochmals den Eindruck verstärkt, dass für die 





Die Gründung der Universität Luxemburg erscheint als ein Beispiel für 
den prägenden Einfluss der Internationalisierung und der spezifischeren 
Europäisierung auf die nationale Hochschulpolitik. Es ist schwierig, eine 
bedeutendere Einflussgrößere zu identifizieren, die es erlaubt hätte, gegen 
eine in der Elitenreproduktion verankerte Tradition des Auslandsstudi-
ums die Gründung einer Universität in Luxemburg durchzusetzen.  
Die internen Kräfte zur Etablierung einer Universität – obwohl un-
zweifelhaft vorhanden – erschienen nicht stark genug. Aber auch die In-
ternationalisierung/Europäisierung genügte in der nationalen Arena noch 
nicht als Triebfeder. Es bedurfte zusätzlich eines geeigneten Zugangs – 
und dieser Zugang erfolgte über die Ministerin und das Hochschul-
ministerium. Ohne den Einsatz dieser Akteure in einer entsprechenden 
Position wäre die Universität vermutlich nicht realisiert worden.  
Als ein Indiz für diese Bewertung mag schon die Zeit nach Hennicot-
Schoepges als Ministerin dienen. So wurde die Universität Luxemburg in 
der Regierungserklärung nach der Wahl 2004 nur noch kurz erwähnt 
(Graf 2004). Darüber hinaus erwies sich die Lissabon-Strategie als Fehl-
schlag und büßte an Überzeugungskraft ein. Die internationale Finanzkri-
                                                          
15 Die neuen Bedingungen entstanden primär durch ein kritisches Gutachten des Staatsrates 
und durch den Druck der Mitglieder der bereits existierenden Hochschulinstitute.  
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se traf zudem auch das Bankenzentrum Luxemburg und ermöglichte eine 
Renaissance der Argumentation der Universitätsgegner, die vor allem auf 
die hohen Kosten abstellte. Schließlich mangelt es der Universität in Lu-
xemburg immer noch an Rückhalt in der Gesellschaft, so dass es schwer 
fällt, sich angesichts der spezifischen Tradition der Luxemburger Hoch-
schulbildung zum jetzigen Zeitpunkt die Durchsetzbarkeit einer Universi-
tätsgründung vorzustellen. Dafür wäre nicht nur ein neues Zeitfenster 
notwendig, sondern bedürfte auch Akteuren mit der Bereitschaft und der 
Macht, es zu nutzen. Alternativ könnte eine breite gesellschaftliche und 
politische Debatte eine substantiellere Legitimierung für die Gründung 
einer Universität erreichen, ohne dass dafür ein entsprechendes Zeitfens-
ter notwendig wäre. Letzteres würde selbst der bestehenden Universität 
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